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I. Einleitung

Das Thema der europäischen Sozialpolitik ist derzeit aus 

mehreren Gründen in aller Munde:

Zum einen war das Jahr 2010 das „Europäische Jahr zur 

Bekämpfung von A rmut und sozialer A usgrenzung“ -  

ein Projekt, das das gesellschaftliche Bewusstsein hin-

sichtlich sozialpolitischer Aspekte schärfen und eine Dis-

kussionsplattform für soziale Themen bieten sollte.  Zum 

anderen, als hätte man es damals geahnt, haben eben 

Armut und soziale A usgrenzung angesichts der welt-

weiten A uswirkungen der Wirtschaftskrise schmerz-

hafte Aktualität erlangt. Außerdem ergeben sich Neu-

erungen auf dem Feld der europäischen S ozialpolitik 

durch den Vertrag von Lissabon, der am 1. Dezember 

2009 in Kraft trat, sowie aus der damit verbundenen 

Geltung der Charta der Grundrechte der Europäischen 

Union1. 

Grund genug also, diesen Bereich etwas näher zu be-

leuchten: Sozialpolitik auf europäischer Ebene spielte im 

EG-Vertrag eine untergeordnete Rolle. Konkret konnte 

die E uropäische Gemeinschaft auf den Gebieten han-

deln, die in einem festen Katalog aufgeführt waren2. 

Erfasst waren hauptsächlich die Gebiete der Arbeitsbe-

dingungen und der Antidiskriminierungsmaßnahmen3. 

Seit dem Vertrag von Maastricht (1992) und der Schaf-

fung der Europäischen Union mit dem EU-Vertrag von 

1992 wurde die S ozialpolitik in der E G/EU schrittwei-

se ausgebaut. Das Konzept der Sozialpolitik entwickelte 

1 A rt. 6 Abs. 1 EU-Vertrag.

2 A rt. 137 EGV.

3  Dazu bestand seit dem Vertrag von Amsterdam (1997/1999) die besondere Gesetzge-

bungskompetenz des Art. 13 EGV.

sich von den punktuellen Aufgaben des alten Art. 137 

EGV  mit E inzelaspekten des A rbeitsrechts und allge-

meinen Zielsetzungen für die nationalen Sozialsysteme 

hin zu einem umfassenden Konzept für das EU-Arbeits-

recht4, für das E U-Verbraucherschutzrecht5, für finan-

zielle Förderungen6 und für R ahmenkonzepte der na-

tionalen S ozialsysteme7. Dem Konzept fehlte bis zum 

Inkrafttreten des neuen EU-Vertrages ein Grundrechts-

konzept als verbindendes Element, das die Einklagbar-

keit von Mindeststandards vor Gericht ermöglicht und 

das die vielen E inzelrichtlinien, die auf der Grundlage 

des alten EG-Vertrags beschlossen worden waren und 

die ihrerseits durch nationale Umsetzungsgesetzte in 

den Mitgliedstaaten konkretisiert werden und zur Gel-

tung kommen, einem gemeinsamen Grundverständnis 

zuführt.

Als Kontrast hierzu sei der Bereich des Wettbewerbs-

rechts genannt. Hier umfasste die Liste der möglichen 

Tätigkeitsbereiche mehrere Artikel im alten EG-Vertrag8; 

4  V gl. Richtlinien 2000/43/EG, 2000/78/EG und 2006/54/EG für die Verbote von unsach-

lichen Unterscheidungsmerkmalen bei benachteiligenden Entscheidungen gegenüber 

den Arbeitnehmern und für angemessene Arbeitsbedingungen unter Zugrundelegung 

der Kriterien des allgemeinen Konzepts mit rechtmäßigem Ziel, der Erforderlichkeit für 

die Ziele des Arbeitgebers und der Angemessenheit gegenüber den Arbeitnehmern.

5  V gl. die Richtlinie 2000/43/EG für das Verbot der Diskriminierung wegen der ethnischen 

Herkunft oder wegen der Rasse bei Verträgen über den Zugang zu und die Versorgung 

mit Gütern und Dienstleistungen, die der Öffentlichkeit zur Verfügung stehen. Vgl. 

auch die Fernabsatzrichtlinie 97/7/EG, die Richtlinie 93/13/EWG über Missbräuchliche 

Vertragsklauseln oder die Pauschalreiserichtlinie 90/314/EWG.

6  S iehe den Europäischen Ausrichtungs- und Garantiefonds für die Landwirtschaft, den 

Europäischen Sozialfonds (Art. 162 bis 164 AEUV) und den Europäischen Fonds für re-

gionale Entwicklung (dazu jetzt Art. 175 AEUV).

7  V gl. VO 1408/71, gestützt auf Art. 48 AEUV, früher Art. 42 EGV, über die Anwendung 

der Systeme der sozialen Sicherheit auf Arbeitnehmer und Selbständige sowie deren 

Familienangehörige, die innerhalb der Gemeinschaft zu- oder abwandern.

8   V gl. die Artikel über die drei grundlegenden Marktfreiheiten: Art. 23 ff. EGV (freier Wa-

renverkehr, heute Art. 28 ff. AEUV), Art. 43 EGV (Niederlassungsfreiheit, heute Art. 49 

AEUV) und Art. 49 EGV (Dienstleistungsfreiheit, heute Art. 56 AEUV). Vgl. weiter Art. 

81 EGV (Verbot von Kartellen, heute Art. 101 AEUV) sowie Art. 82 EGV (Verbot des 

Missbrauchs einer Markt beherrschenden Stellung im gemeinsamen Markt, heute im 
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die Gemeinschaft konnte sowohl R ichtlinien als auch 

Verordnungen erlassen. V erordnungen gelten in den 

Mitgliedstaaten als verbindliches R echt unmittelbar9. 

Die Diskrepanz in Bezug auf Breite und Tiefe der Hand-

lungsmöglichkeiten im EU-Wettbewerbsrecht einerseits 

und im Bereich der Europäischen Sozialpolitik anderer-

seits war eindeutig.

Dementsprechend wird die europäische S ozialpolitik 

auch nach dem Inkrafttreten des neuen E U-Vertrages 

am 1.12.2009 beim Bürger wahrgenommen. Einer Um-

frage des Eurobarometers aus der Zeit von Mai bis Juni 

2009 zufolge war die Wahrnehmung der europäischen 

Sozialpolitik beim Bürger zu 52% positiv, in Deutsch-

land lag die Quote bei nur 46%. Während in den neuen 

Beitrittsländern hohe Zustimmungswerte zustande ka-

men, lag die Quote insbesondere in Deutschland, Frank-

Binnenmarkt, heute Art. 102 AEUV).

9   V gl. etwa die Fusionskontrollverordnung VO (EWG) Nr. 4064/89.

reich und Großbritannien lediglich bei 43-49%10. Insge-

samt sank die Quote damit gegenüber einer Befragung 

aus dem Jahr 2006. 

Die in diesem Text zu beantwortende Fragestellung ist 

daher Folgende: S oll und kann eine stärkere V erlage-

rung der Sozialpolitik auf die europäische Ebene betrie-

ben werden?

Die folgenden Überlegungen gehen zunächst auf die 

aktuelle Sozialpolitik der Europäischen Union ein. Dem 

folgt eine A nalyse zukünftig anvisierter Maßnahmen, 

der sich eine Darstellung des Meinungsbildes zum The-

ma „europäische S ozialpolitik“ sowie der rechtlichen 

Bezüge anschließt. Der Text schließt mit einer Diskussi-

on der verschiedenen Lösungsansätze.

10  E urobarometer, Europäische Beschäftigungs- und Sozialpolitik, Juni 2009, http://

ec.europa.eu/public_opinion/archives/ebs/ebs_316_fact_de.pdf.

II. Gegenwärtige europäische sozialpolitik

1. Zielsetzung

Der V ertrag über die A rbeitsweise der E uropäischen 

Union (AEUV)11 formuliert die Zielsetzung europäischer 

Sozialpolitik als „die Förderung der Beschäftigung, die 

Verbesserung der L ebens- und A rbeitsbedingungen, 

um dadurch auf dem Wege des Fortschritts ihre A n-

gleichung zu ermöglichen, einen angemessenen sozi-

alen Schutz, den sozialen Dialog, die Entwicklung des 

Arbeitskräftepotenzials im H inblick auf ein dauerhaft 

11 E ines von mehreren Dokumenten des Vertrages von Lissabon, der am 1.12.2009 in Kraft 

trat.

hohes Beschäftigungsniveau und die Bekämpfung von 

Ausgrenzungen“12. 

Konkretisiert wurde diese Z ielsetzung neun Jahre vor 

dem Inkrafttreten des Vertrages von L issabon auf der 

Tagung des E uropäischen R ates im März 2000 in L is-

sabon. Dort wurde nicht nur eine S trategie entwi-

ckelt, „die Union zum wettbewerbsfähigsten und dy-

namischsten wissensbasierten Wirtschaftsraum“ zu 

machen, sondern die S taats- und R egierungschefs ei-

12 A rt. 151 AEUV.
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nigten	sich	auch	auf	eine	stärkere	zusammenarbeit	 im	

Bereich	der	sozialpolitik	als	notwendige	voraussetzung	

zur	erreichung	eben	dieses	ziels.	hierfür	sollte	insbeson-

dere	die	Methode	der	offenen	Koordinierung	verwen-

det	 werden,	 bei	 der	 nationale	 aktionspläne	 und	 von	

der	 Kommission	 vorzulegende	 Initiativen	 kombiniert	

werden.	zugleich	betonte	der	europäische	rat	die	not-

wendigkeit	einer	Modernisierung	der	europäischen	so-

zialschutzsysteme	zur	sicherung	ihrer	langfristigen	trag-

fähigkeit	 sowie	 einer	 intensiveren	 zusammenarbeit	 im	

Bereich	der	altersversorgung.

In	 der	 im	 Juni	 2010	 verabschiedeten	 nachfolgestrate-

gie	»eU	2020«	soll	 ein	veränderter	 Fokus	zum	tragen	

kommen,	der	das	bisherige	Wachstumsziel	um	die	Ge-

währleistung	 des	 qualitativen	 und	 nachhaltigen	 Wirt-

schaftens	 erweitert.	 Die	 neue	 strategie	 verfolgt	 fünf	

Kernziele:

•	 Die	Beschäftigungsquote	der	20-64.-jährigen	soll	auf	

mindestens	75%	ansteigen.

•	 Die	Investitionen	in	Forschung	und	entwicklung	sol-

len	 mindestens	 drei	 Prozent	 des	 Bruttoinlandspro-

dukts	betragen.

•	 Die	treibhausgasemissionen	sollen	um	20%	sinken.

•	 Die	zahl	der	schulabbrecher	soll	auf	unter	10	Prozent	

verringert	 und	 die	 anzahl	 der	 hochschulabschlüsse	

auf	4.0	Prozent	eines	Jahrgangs	steigen.

•	 Die	zahl	der	Menschen,	die	unter	der	nationalen	ar-

mutsgrenze	leben,	soll	um	20	Millionen	sinken.

Im	Juli	2008	verabschiedete	die	Kommission	eine	erneu-

erte	sozialagenda13,	die	insgesamt	19	Initiativen	in	den	

Bereichen	Beschäftigung	und	soziales,	Bildung	und	Ju-

13	 	KOM	(2008)	4.12.

gend,	 Gesundheit,	 Informationsgesellschaft	 und	 Wirt-

schaft	beinhaltet	und	 ihre	schwerpunkte	auf	folgende	

Punkte	setzt:

•	 Die	zukunft	vorbereiten:	Kinder	und	junge	Menschen

•	 In	Menschen	investieren:	steuerung	des	Wandels

•	 ein	längeres	und	gesünderes	leben	unterstützen

•	 Diskriminierungen	bekämpfen

•	 Die	Instrumente	stärken

•	 Die	internationale	agenda	mitgestalten

•	 armut	und	soziale	ausgrenzung	bekämpfen

2.	wichtige	akteure

Bedeutendster	akteur	der	europäischen	sozialpolitik	ist	

der	rat14.,	unterstützt	von	der	Kommission	und	dem	eu-

ropäischen	Parlament.	Der	rat	und	das	europäische	Par-

lament	erlassen	gemäß	art.	153	abs.	2	s.	1	Buchst.	b)	

aeUv	richtlinien	für	die	in	art.	153	abs.	1	eG-vertrag	

angeführten	Bereiche15.	Der	rat	handelt	dabei	auf	vor-

14.	 vgl.	art.	16	eUv.	Der	rat	darf	nicht	mit	dem	europäischen	rat	verwechselt	werden.	Der	

europäische	rat	setzt	sich	aus	den	staats-	und	regierungschefs	zusammen	und	be-

schließt	„nur“	die	allgemeinen	ziele	der	Union.	Der	europäische	rat	(vgl.	art.	15	eUv)	

wird	nicht	gesetzgeberisch	tätig.

15	 	artikel	153	aeUv

(1)	zur	verwirklichung	der	ziele	des	artikels	151	unterstützt	und	ergänzt	die	Union	die	

tätigkeit	der	Mitgliedstaaten	auf	folgenden	Gebieten:	

a)		 verbesserung	insbesondere	der	arbeitsumwelt	zum	schutz	der	Gesundheit	und	der	

sicherheit	der	arbeitnehmer,

b)		 arbeitsbedingungen,

c)		 soziale	sicherheit	und	sozialer	schutz	der	arbeitnehmer,

d)		 schutz	der	arbeitnehmer	bei	Beendigung	des	arbeitsvertrags,

e)		 Unterrichtung	und	anhörung	der	arbeitnehmer,

f)		 vertretung	und	kollektive	Wahrnehmung	der	arbeitnehmer-	und	arbeitgeberinte-

ressen,	einschließlich	der	Mitbestimmung,	vorbehaltlich	des	absatzes	5,

g)		 Beschäftigungsbedingungen	der	staatsangehörigen	dritter	länder,	die	sich	recht-

mäßig	im	Gebiet	der	Gemeinschaft	aufhalten,

h)		 berufl	iche	eingliederung	der	aus	dem	arbeitsmarkt	ausgegrenzten	Personen,	unbe-

schadet	des	artikels	150,

i)		 chancengleichheit	von	Männern	und	Frauen	auf	dem	arbeitsmarkt	und	Gleichbe-

handlung	am	arbeitsplatz,

j)		 Bekämpfung	der	sozialen	ausgrenzung,

k)		 Modernisierung	der	systeme	des	sozialen	schutzes,	unbeschadet	des	Buchstabens	

6 GeGenWärtIGe	eUrOPäIsche	sOzIalPOlItIK6



schlag der Kommission und gemeinsam mit dem Euro-

päischen Parlament16. Weiterhin kann der R at gemäß 

Art. 153 Abs. 2 Buchst. a) AEUV Maßnahmen zur Förde-

rung der Zusammenarbeit zwischen den Mitgliedstaa-

ten erlassen. 

Akteure mit A nhörungsrechten sind der Wirtschafts- 

und S ozialausschuss sowie der A usschuss der R egi-

onen17. Dazu kommen die S ozialpartner (Arbeitgeber-

verbände und Gewerkschaften)18.

Ferner ist in Art. 153 Abs. 3 AEUV vorgesehen, dass die 

Durchführung von Richtlinien durch die Mitgliedstaaten 

auf die Sozialpartner übertragen wird.

Außerdem wurde auf Grundlage der V orgängervor-

schrift von Art. 160 AEUV, das war Art. 144 EGV, im 

Jahr 2000 der Ausschuss für Sozialschutz ins Leben ge-

rufen, um einen Erfahrungsaustausch zwischen der Eu-

ropäischen Kommission und den Mitgliedstaaten über 

die Modernisierung und Verbesserung der Sozialschutz-

systeme zu ermöglichen und zu fördern.

3. Wichtige Maßnahmen 

Auch nach dem Vertrag von Lissabon gilt für die EU wei-

terhin das Prinzip der Begrenzten E inzelermächtigung 

(Art. 5 Abs. 2 EUV). Danach wird die Union nur inner-

halb der Grenzen der Zuständigkeiten tätig, die die Mit-

gliedstaaten ihr in den Verträgen zur Verwirklichung der 

darin niedergelegten Ziele übertragen haben. Eine sol-

che E rmächtigung besteht für die S ozialpolitik im en-

c. […].

16 A rt. 14 Abs. 1, Art. 16 Abs. 1 EUV, Art. 294 AEUV.

17 A rt. 153 Abs. 2 S. 2 AEUV.

18 A rt. 154 AEUV.

geren Sinne in dem bereits oben unter II.1. genannten 

Rahmen. Für die S ozialpolitik im weiteren S inne sind 

seit dem Inkrafttreten des neuen E U-Vertrags für die 

Gesetzgebungsermächtigung auch die neue Grund-

rechtecharta, die Werte des Art. 2 E UV und die Z iele 

des Art. 3 Abs. 1 EUV und das auf diese Ziele bezoge-

ne Subsidiaritätsprinzip (Art. 5 Abs. 3 EUV) zu beachten. 

Das Subsidiaritätsprinzip füllt die Einzelermächtigungen 

der A rt. 19 AE UV  (Antidiskriminierungsmaßnahmen), 

153 (Unionskompetenzen bei der Sozialpolitik), 164 (Eu-

ropäischer Sozialfonds), des Art. 168 Abs. 4 und 5 (Ge-

sundheitswesen), des A rt. 169 A bs. 2 i.V.m. A rt. 114 

(Verbraucherschutz) und andere Gesetzgebungser-

mächtigungen zur S ozialpolitik im weiteren S inne mit 

Leben. Die bisher getroffenen Maßnahmen lassen sich 

in Maßnahmen 

•	 auf dem Gebiet der Rechtsetzung, hierbei aus oben 

genannten Gründen jedoch nur in Form von Richtli-

nien, und 

•	 in „weiche“ Maßnahmen ohne Bezug zur Rechtset-

zung, die hauptsächlich koordinierender und infor-

mativer Natur sind,

	

einteilen.

3.1.	 Richtlinien

a) Übersicht

Richtlinien und V erordnungen stellen derzeit die ein-

zige Möglichkeit der R echtssetzung19 auf dem Gebiet 

der europäischen Sozialpolitik dar, die zudem auf einige 

wenige Bereiche beschränkt ist. Exemplarisch seien fol-

19 V gl. Art. 289 AEUV.
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gende bedeutende Regelungen genannt:

•	 die A rbeitsschutzrahmenrichtlinie 89/391/EWG und 

auf ihrer Grundlage 18 weitere Einzelrichtlinien zum 

Schutze der Arbeitnehmer20, z.B. Schutz schwange-

rer Arbeitnehmer,

•	 die A rbeitszeitrichtlinie 2003/88/EG zur R egelung 

von Maximalarbeitszeiten,

•	 die Gleichbehandlungsrichtlinie 2000/78/EG, die ar-

beitsrechtlichen Aspekte der Gleichbehandlungsrich-

tlinie 2000/43/EG sowie die Antidiskriminierungsrich-

tlinie 2006/54/EG in Bezug auf die Gleichbehandlung 

von Frauen und Männern, 

•	 die Richtlinien zum Schutz der Rechte der Arbeitneh-

mer bei Massenentlassungen (98/59/EG), bei Z ah-

lungsunfähigkeit des A rbeitgebers (80/987/EG) und 

bei Betriebsübergang (2001/23/EG),

•	 die Richtlinie zur S chaffung eines europäischen Be-

triebsrates bei grenzüberschreitend tätigen Unter-

nehmen (94/45/EG),

•	 die Europäische Betriebsräte-Richtlinie (2009/38/EG).

	

b)	 Problembereiche und Akzeptanz

Probleme und Verzögerungen bei der Umsetzung von 

Richtlinien in das nationale Recht ergaben sich im Be-

reich des Gleichbehandlungsrechts. A ls die Fristen für 

die Umsetzung der Richtlinie 2000/43/EG am 19.7.2003 

und der Richtlinie 2000/78/EG am 2.12.2003 abliefen, 

wurden 13 Mitgliedstaaten, darunter auch Deutschland, 

von der Kommission wegen unzureichender Umset-

zung ermahnt21. Zu den am häufigsten auftauchenden 

20 V gl. Richtlinie 91/383/EWG zur Ergänzung der Maßnahmen zur Verbesserung der Si-

cherheit und des Gesundheitsschutzes von Arbeitnehmern mit befristetem Arbeitsver-

hältnis oder Leiharbeitsverhältnis, die Gefahrstoffrichtlinie 98/24/EG oder die Richtlinie 

94/33/EG zum Jugendarbeitsschutz.

21  Memo 08/68 der Kommission.

Problemen gehörten A bweichungen bei der Definiti-

on zentraler Begriffe von den Vorgaben seitens der Ge-

meinschaft sowie die mangelnde Erfassung bestimmter 

Arten von Diskriminierung – in Deutschland generell die 

fehlende rechtzeitige Umsetzung in einem nationalen 

Gesetz22.

Auch bei der Umsetzung der A rbeitszeitrichtlinie 

93/104/EG23 traten Probleme auf: So bestanden je nach 

Mitgliedstaat starke Unterschiede in Bezug auf den An-

wendungsbereich der gesetzlichen Regelungen von Ar-

beitszeit auf bestimmte Gruppen von A rbeitnehmer; 

auch gab es Abweichungen bei der Umsetzung von Re-

gelungen über Überstunden und Urlaubsregelungen24. 

Ein weiterer neuralgischer Punkt im Hinblick auf die Ar-

beitszeitrichtlinie betrifft die Möglichkeit von A usnah-

men von der vereinbarten H öchstarbeitszeit von 4 8 

Stunden, sofern der Arbeitnehmer sich dazu bereit er-

klärt (sog. „opt-out Klausel“). Auf der Tagung des Ra-

tes der E uropäischen Union vom 9./10.6.2008 einigte 

man sich darauf, dass eine solche Klausel zwar wei-

terhin möglich sei, die R echte der A rbeitnehmer aber 

durch stärkere S chutzmaßnahmen gestärkt und ge-

schützt werden sollten25. Nach dem Willen des Europä-

ischen Parlaments soll die wöchentliche Höchstarbeits-

zeit in der EU dagegen nur 48 Stunden betragen, mit 

wesentlich engeren Ausnahmen als vom Rat vorgeschla-

gen. Konsequent lehnte das Parlament am 17.12.2008 

den Standpunkt des Rates ab, was zu einem Verfahren 

vor dem Vermittlungssausschuss führte26. Im April 2009 

22 S eit dem 18.8.2006 im Allgemeinen Gleichbehandlungsgesetz geregelt (AGG).

23 V orläuferrichtlinie der Richtlinie 2003/88/EG.

24  Bericht der Kommission über die Umsetzung der Arbeitszeitrichtlinie durch die Mitglied-

staaten, http://ec.europa.eu/employment_social/news/2000/001207_5_de.htm.

25  Pressemitteilung 10414/08, http://www.consilium.europa.eu/ueDocs/cms_Data/docs/

pressData/de/lsa/101752.pdf.

26  Pressemitteilung des Europäischen Parlaments: 48 Stunden wöchentliche Höchstar-
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endeten die Verhandlungen im Vermittlungsausschuss 

ergebnislos; die Reform der Arbeitszeitrichtlinie gilt seit-

dem als gescheitert27.

3.2.	„Weiche“ Regelungen

Weitaus mehr H andlungsmöglichkeiten bestehen auf 

dem Gebiet der weichen Maßnahmen ohne rechtlichen 

Charakter. Eine umfassende Darstellung dieses Gebiets 

würde den Umfang dieses T extes sprengen. A us die-

sem Grund wird im Folgenden nur exemplarisch auf die 

Offene Methode der Koordinierung als sehr breit an-

gelegte Strategie sowie auf „Flexicurity“ als konkretes 

Handlungskonzept eingegangen.  

a) Offene Methode der Koordinierung 

Sofern sich aufgrund des Prinzips der begrenzten Einze-

lermächtigung bindende Rechtsakte als Handlungsform 

verbieten, aber dennoch ein politisches Bedürfnis be-

steht, die Organe der Gemeinschaft, insbesondere die 

EU-Kommission in bestimmten Politikbereichen ein-

zusetzen, bietet sich die Offene Methode der Koordi-

nierung (OMK) an. Die OMK wurde erstmals mit dem 

„Weißbuch – Wachstum, Wettbewerbsfähigkeit und 

Beschäftigung“ der Europäischen Kommission aus dem 

Jahr 1993 eingeführt; sie trat im Bereich der Sozialpo-

litik aber insbesondere im Z usammenhang mit dem 

Vertrag von Amsterdam im Jahr 2000 in Erscheinung. 

Konkret ermöglicht die Offene Methode der Koordinie-

rung den Mitgliedstaaten, nach der Festlegung gemein-

samer Z iele ihre jeweils effektivsten politischen Maß-

nahmen und Strategien auf den Gebieten Sozialschutz 

beitszeit in der EU,  http://www.europarl.europa.eu/news/expert/infopress_page/048-

44550-350-12-51-908-20081215IPR44549-15-12-2008-2008-true/default_de.htm.

27  Pressemitteilung des BMA vom 28.4.2009, http://www.bmas.de/portal/32992.

und soziale Eingliederung zu ermitteln und an die ande-

ren weiterzugeben, um ein gegenseitiges Lernen zu er-

möglichen28. Mit anderen Worten dient die OMK dem 

Informationsaustausch und der gegenseitigen Abstim-

mung zwischen den Mitgliedstaaten. Parallel hierzu er-

folgen ein Monitoring und eine Bewertung durch die 

Kommission, die diesbezüglich Empfehlungen an einzel-

ne Mitgliedstaaten richten kann. Das Verfahren sowie 

dessen Umsetzung sind für die Mitgliedstaaten freiwil-

lig und deren Interesse hieran divergiert.

Die OMK wurde seit dem Jahr 2000 Schritt für Schritt in 

der Politik zur sozialen Eingliederung, Altersversorgung, 

Gesundheitsversorgung und L angzeitpflege ange-

wandt. 2006 wurden die drei Bereiche in einer umfas-

senden OMK für Sozialschutz und soziale Eingliederung 

(„OMK Soziales“) zusammengefasst.

Der Ansatz der OMK Soziales hat sich, ausgehend von 

einer Folgenabschätzung der Kommission aus dem Jahr 

200829 als gemäßigt erfolgreich herausgestellt. Die 

Kommission konnte zwar eine insgesamt positive Be-

wertung durch die Beteiligten feststellen, unterstrich 

aber auch die zu langsame und unzureichende E rrei-

chung der gemeinsam gesetzten Z iele. Fehlerquellen 

sind nach A uffassung der Kommission vor allem das 

Fehlen des entsprechenden politischen E ngagements 

sowie mangelnde Beteiligung lokaler Akteure. Die Kom-

mission empfahl in ihrer Folgenabschätzung eine Fort-

führung des Ansatzes unter Ausbesserung der genann-

ten Fehlerquellen.

28  http://ec.europa.eu/employment_social/spsi/the_process_de.htm.

29  KOM (2008) 418.
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b) Flexicurity

Die E uropäische Kommission definiert Flexicurity als 

ein Modell, das abzielt auf eine Erhöhung der Flexibi-

lität der Arbeitsmärkte, Arbeitsorganisationen und Ar-

beitnehmer-Arbeitgeber-Beziehungen einerseits und 

der Beschäftigungs- und E inkommenssicherheit ande-

rerseits30. Konkret beinhaltet Flexicurity „die bewusste 

Kombination flexibler und verlässlicher vertraglicher 

Vereinbarungen, umfassender Strategien des lebenslan-

gen L ernens, wirksamer und aktiver arbeitsmarktpoli-

tischer Maßnahmen sowie moderner, angemessener 

und nachhaltiger Systeme der sozialen Sicherheit“31.

 Flexicurity ist ein im Vergleich zur allgemeinen Strategie 

der OMK eigenständiges Konzept, das einzelne Maß-

nahmen der Mitgliedstaaten in Bezug auf die oben ge-

nannten Aspekte ermöglicht.

Als Beispiele für die Umsetzung von Flexicurity seien Fol-

gende genannt32:

•	 Nach dem seit 2003 bestehenden österreichischen 

Abfindungssystem sind A rbeitgeber verpflichtet, 

monatlich einen festen Betrag auf ein Konto des Ar-

beitnehmers zu überweisen. Damit entfällt der Ab-

schreckungseffekt in Bezug auf Mobilität und den 

Wechsel von Arbeitsplätzen.

•	 In den Niederlanden wurde die Arbeitsplatzsicherheit 

bei Teilzeitarbeit dadurch verbessert, dass die Mög-

lichkeit befristeter Verträge zugunsten des Abschlus-

ses unbefristeter Verträge eingeschränkt wurde.

•	 Ähnlich einigten sich die Sozialpartner in Spanien im 

30  http://ec.europa.eu/social/main.jsp?catId=116&langId=de.

31 E ntscheidung des Rates über Leitlinien für beschäftigungspolitische Maßnahmen der 

Mitgliedstaaten, http://register.consilium.europa.eu/pdf/de/08/st10/st10614.de08.pdf.

32  http://ec.europa.eu/employment_social/news/2007/jun/flexicurity_en.pdf.

Mai 2006 auf eine Einschränkung der bis dahin üb-

lichen Praxis des Abschlusses von befristeten Arbeits-

verträgen. 

•	 In Irland schlossen die S ozialpartner 2006 das „To-

wards 2016 – Agreement“, in dem eine gemeinsame 

Strategie für das S chaffen und Finanzieren neuer 

Ausbildungsmöglichkeiten und A rbeitsplätze be-

schlossen wurde.

	

c) Bewertung der Umsetzung

Die Umsetzung der beispielhaft genannten weichen 

Maßnahmen ist, insbesondere im Hinblick auf die OMK 

Soziales, nur mäßig zufriedenstellend. Auch im Hinblick 

auf Flexicurity sind die getroffenen Maßnahmen ledig-

lich das R esultat einzelner nationaler Initiativen. Der 

Grund dafür ist selbstverständlich die geringe Eingriffs-

intensität der „weichen Maßnahmen“ der Gemein-

schaft, bedingt durch das Prinzip der begrenzten Einze-

lermächtigung. Somit werden zwar Möglichkeiten und 

Anregungen für die Mitgliedstaaten geschaffen – die 

Wahrnehmung dieser Möglichkeiten lässt jedoch bisher 

eher zu wünschen übrig.
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III.		zUkÜnftIGe	MassnahMen:	Das	BeIspIel	MInDest-

	lohn

1.	Bestandsaufnahme

eine	europaweite	regelung	von	Mindestlöhnen	 ist	die	

wohl	derzeit	am	stärksten	diskutierte	zukünftig	avisier-

te	Maßnahme	der	„europäisierung“	der	sozialpolitik33.	

nicht	nur	tritt	die	europäische	Kommission	mittlerweile	

direkt	an	Mitgliedstaaten	heran,	die	bisher	keinen	Min-

destlohn	geregelt	haben,	so	etwa	Deutschland34..	auch	

war	ein	europäischer	Mindestlohn	während	der	europa-

wahl	Bestandteil	der	Wahlprogramme	einer	vielzahl	der	

zur	Wahl	stehenden	Parteien35.

2036	der	27	länder	der	europäischen	Union	hatten	am	

1.	Juli	2010	einen	branchenübergreifenden	gesetzlichen	

Mindestlohn37.	Dabei	ergeben	sich	bereits	in	der	Defi	ni-

tion	des	Begriffs	Mindestlohn,	aber	auch	weitergehend	

bei	 der	 absoluten	 höhe	 und	 der	 höhe	 gemessen	 am	

durchschnittlichen	Bruttoverdienst	große	Unterschiede.	

so	wird	der	Mindestlohn	 in	den	meisten	 ländern	 auf	

Monatsbasis	 festgelegt,	 in	 Frankreich,	 Irland	und	dem	

vereinigten	Königreich	 jedoch	auf	 stundenbasis38.	Die	

33	 vgl.	allerdings	art.	153	abs.	5	aeUv.	Danach	gilt	dieser	artikel	über	die	Gesetzgebung	

in	der	sozialpolitik	nicht	für	das	arbeitsentgelt,	das	Koalitionsrecht,	das	streikrecht	so-

wie	das	aussperrungsrecht.

34.	 http://www.spiegel.de/wirtschaft/0,1518,4.77196,00.html.

35	 vgl.	statt	vieler:	http://www.spd.de/de/politik/europa/europamanifest.html;	http://

www.euractiv.com/ndbtext/eGP_Manifesto_Monday_30th_March(highres).pdf.

36	 Belgien,	Bulgarien,	estland,	Frankreich,	Griechenland,	Irland,	lettland,	litauen,	luxem-

burg,	Malta,	niederlande,	Polen,	Portugal,	rumänien,	slowakei,	slowenien,	spanien,	

tschechische	republik,	Ungarn,	vereinigtes	Königreich.

37	 statistisches	Bundesamt,	Mindestlöhne	in	20	von	27	europäischen	Union	(eU)-ländern,		

http://www.destatis.de/jetspeed/portal/cms/sites/destatis/Internet/De/content/sta-

tistiken/verd$ienstearbeitskosten/Mindestloehne/aktuelleU,templateId=renderPrint.

psml.

38	 eurostat	(2007):	Mindestlöhne	2007.	Beträge	zwischen	92	eUr	und	1570	eUr	brutto	

pro	Monat	(=statistik	kurz	gefasst,	nr.	71/2007)

höhe	der	Mindestlöhne	variierte	bei	einer	Untersuchung	

im	Januar	2010	zwischen	123,-	euro	monatlich	(Bulgari-

en)	und	1.683,-	euro	monatlich	(luxemburg).	Während	

diese	Unterschiede	durch	Divergenzen	in	der	wirtschaft-

lichen	 leistungskraft	 und	 den	 lebenshaltungskosten	

gerechtfertigt	werden,	zeigen	sich	deutlichere	abstän-

de	wenn	man	den	Durchschnittsverdienst	 in	die	Über-

legung	 mit	 einbezieht.	 so	 schwankt	 der	 Mindestlohn	

gemessen	 am	 durchschnittlichen	 Bruttoverdienst	 von	

arbeitnehmern	in	der	Industrie	und	im	Dienstleistungs-

sektor	 zwischen	 29%	 (rumänien)	 und	 50%	 (luxem-

burg)	der	durchschnittlichen	Bruttomonatsverdienste39.	

2.	schlussfolgerung

an	diesen	Unterschieden	wird	deutlich,	dass	eine	ein-

führung	 eines	 europaweiten	 Mindestlohns	 nicht	 nur	

aufgrund	 begriffl	icher	 Differenzen,	 sondern	 auch	 auf-

grund	 unterschiedlicher	 vorstellung	 von	 seiner	 höhe	

schwierig	durchzusetzen	sein	wird,	zumal	dazu	wegen	

art.	153	abs.	5	aeUv	eine	unmittelbare	ermächtigungs-

grundlage	für	ein	eU-Gesetz	 fehlt.	 In	 technischer	hin-

sicht	oktroyiert	man	entweder	einen	festgelegten	satz	

-	aufgrund	der	o.g.	Unterschiede	bei	leistungskraft	und	

lebenshaltungskosten	in	Form	eines	Prozentsatzes	des	

branchendurchschnittlichen	 Bruttoverdienstes	 -	 oder	

man	verfolgt	das	bis	dato	übliche	system	der	weichen	

regelungen	mit	den	bereits	beschriebenen	schwachen	

39	 vgl.	Fn.	22.
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Erfolgsaussichten. In jedem Fall steht man vor dem Pro-

blem, einen europaweiten Flickenteppich aus verschie-

denen R egelungen auf einen gemeinsamen S tandard 

bringen  zu müssen. 

Aus der einzelstaatlichen Perspektive stehen insbeson-

dere in Deutschland als Staat ohne übergreifende Rege-

lung eines Mindestlohns der Einführung eines entspre-

chenden Systems tatsächliche, aber vor allem rechtliche 

Schwierigkeiten entgegen. 

Diese S chwierigkeiten bestehen darin, dass aufgrund 

der in Art. 9 Abs. 3 des Grundgesetzes und der im Ta-

rifvertragsgesetz verankerten Tarifautonomie die Rege-

lungskompetenz über die Löhne grundsätzlich den So-

zialpartnern überlassen ist40.

Was in Deutschland allerdings zurzeit noch zu wenig 

beachtet wird, ist die Lohngleichheit im Unternehmen, 

die aufgrund der Richtlinien 2000/43/EG, 2000/78/EG 

und 2006/54/EG in Bezug auf die acht verbotenen Un-

terscheidungsmerkmale der §§ 7 Abs. 1, 1 AGG gebo-

ten ist (Geschlecht, A lter, ethnische H erkunft, R asse, 

40 T raditionell wird die Normenwirkung des Tarifvertrags mit einer Delegation der staat-

lichen Normsetzung durch den Gesetzgeber auf die Tarifparteien begründet (BAGE 1, 

S. 258; 4, S. 240). Seit 1998 vertritt das BAG die Auffassung, die tarifliche Normen-

wirkung werde vom Willen der Verbandsmitglieder unterstützt und legitimiert (BAG, 

NZA 1998, S. 715 f. und S. 716 ff.). Die ältere Delegationstheorie sah in der Tarifauto-

nomie eine so genannte Institutsgarantie (BVerGE 4, S. 96 ff.) – die Garantie des Insti-

tuts der Lohnfindung mittels des traditionell seit 1919 gewachsenen Tarifsystems. Mit 

der Delegationstheorie ließen sich auch Tarifbestimmungen für Außenseiter (Nichtor-

ganisierte, die nicht in Arbeitgeberverbänden oder in einer Gewerkschaft organisiert 

sind) rechtfertigen. Mit der Legitimationslehre lassen sich Tarifbestimmungen für Au-

ßenseiter nicht begründen. Die aktuelle Praxis der Festlegung von Mindestlöhnen für 

bestimmte Branchen über die Verallgemeinerung von Tarifverträgen gemäß dem Ar-

beitnehmerentsendegesetz durch eine Allgemeinverbindlicherklärung oder eine Rechts-

verordnung des Bundesarbeitsministeriums (§ 1 Abs. 3a AEntG) lässt sich in die traditi-

onelle deutsche Tarifrechtsdogmatik nicht einordnen, ist aber auch mit dem EU-Recht 

schwer zu vereinbaren. Die Tarifautonomie und das Streikrecht sind nunmehr in Art. 28 

EU-Grundrechtecharta garantiert. Sie ermöglichen auch eine Ausdehnung von Tarifver-

trägen und Streikfolgen auf Außenstehende - allerdings nur, soweit das zum Schutz der 

Tarifautonomie der organisierten Arbeitgeber und Arbeitnehmer erforderlich ist.

Behinderung, sexuelle Orientierung, R eligion, Weltan-

schauung). Das BAG verlangt beim Beweis einer ver-

botenen Diskriminierung nicht nur den Indizienbeweis 

für die Verwendung des verbotenen Unterscheidungs-

merkmals, sondern bei der Einstellung auch den Nach-

weis der Qualifikation entsprechend den E rfordernis-

sen der V erkehrsanschauung. E ntsprechend gilt dann 

beim L ohn der Beweis einer vergleichbaren T ätigkeit 

gemäß der Verkehrsanschauung41. Das BAG übersieht, 

dass mit dem Diskriminierungsverbot der EU-Richtlinien 

nicht eine Gleichbehandlung nach äußeren Merkmalen 

im Vergleich zu anderen Unternehmen und Berufen ge-

meint ist, sondern das Verbot der Ausgrenzung von der 

im Unternehmen in gleicher Weise zu fördernden Be-

rufsfreiheit wegen eines grundsätzlich verbotenen, un-

sachlichen Unterscheidungsmerkmals. Das bedeutet, 

dass die Arbeitnehmer bei einer Lohnentscheidung nur 

die Verwendung des Geschlechts, des Alters oder der 

ethnischen Herkunft über einen Indizienbeweis als Mo-

tiv der Arbeitgeberentscheidung beweisen müssen. Der 

Arbeitgeber muss dann über ein gerechtfertigtes un-

terschiedliches Anforderungsprofil begründen können, 

dass die niedrigere Bezahlung gerechtfertigt ist. Der Ar-

beitnehmer kann u.U. den N achweis führen, dass die 

besser bezahlte Kraft besser gefördert wird oder dass 

seine tatsächliche Tätigkeit eine Einordnung in ein bes-

ser bezahltes A nforderungsprofil erfordert. Diese Dar-

legungs- und Beweislastaufteilung für S treitigkeiten 

bei der Lohngleichbehandlung hat sich in Deutschland 

noch in keiner Weise durchgesetzt42. Mit der Beachtung 

41  BAG, Urteil vom 18.3.2010, NJW 2010, S. 2972.

42  Kann der Arbeitnehmer den Indizienbeweis gemäß § 22 AGG bezüglich der Verwen-

dung eines verbotenen Diskriminierungsmerkmals bei der Bezahlung erfolgreich füh-

ren, ohne dass der Arbeitgeber diese Beweisführung durch sachliche Gründe wider-

legen kann, dann hat der Arbeitnehmer in Deutschland aus dem Arbeitsvertrag i.V.m. 

§ 2 Abs. 1, § 3 Abs. 1, § 7 Abs. 1 AGG den Anspruch auf Anpassung der Entgeltrege-

lung im Vertrag an die Entgeltregelung des besser bezahlten Kollegen und auf entspre-

chende Entlohnung.
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dieser Darlegungs- und Beweislastregelungen gemäß 

den Anforderungen der EU-Gleichberechtigungsrichtli-

nien wird sich in Deutschland neben der T arifautono-

mie ein zweites sachgerechtes L ohnfindungsverfahren 

durchsetzen, das einen sehr praktischen Beitrag zur So-

zialpolitik liefern wird.

IV. Meinungsbild

Um eine abschließende Einschätzung des Für und Wider 

einer Stärkung der Sozialpolitik auf europäischer Ebene 

wiedergeben zu können, ist weiterhin eine A useinan-

dersetzung mit dem hierzu vorhandenen Meinungsbild 

anhand von signifikanten Beispielen aus verschiedenen 

Perspektiven notwendig. Dabei werden zunächst die 

Stellungnahmen von V ertretern der S ozialpartner dar-

gestellt, gefolgt von im Europäischen Parlament vertre-

tenen Fraktionen und abschließend der nationalen Per-

spektive unter Bezugnahme auf das irische Referendum 

zum V ertrag von L issabon einerseits und der Position 

der deutschen Bundesregierung andererseits.

1. Sozialpartner

1.1.	 Arbeitgeber

a)	 HessenChemie

Eine exemplarische S tellungnahme zur S icht der deut-

schen Arbeitgeber auf die Europäische Sozialpolitik ist 

die Presseerklärung des A rbeitgeberverbands H essen-

Chemie im April 200943. Aus Sicht der Arbeitgeber wird 

hiernach die Modernisierung der Sozialpolitik durchaus 

begrüßt. Allerdings wehrt man sich gegen zu intensive 

43  http://www.presseportal.de/pm/53824/1381917/arbeitgeberverband_hessenchemie.

Regelungen auf europäischer E bene. S o wird am Bei-

spiel der geplanten Modernisierung der Arbeitszeitrich-

tlinie44  argumentiert, dass eine höhere Regelungsdich-

te in diesem Bereich die Personalkosten stark erhöhen 

würden. Die im R ahmen der Modernisierung seitens 

des Europäischen Parlaments intendierte maximale Ar-

beitszeit von wöchentlich 4 8 S tunden unter Berück-

sichtigung von Bereitschaftszeiten würde bei zentralen 

Einrichtungen der Branche, wie etwa den Werksfeuer-

wehren, den Kostenfaktor in unzumutbarem Maße er-

höhen. Der Arbeitverband bevorzuge daher, derartige 

Probleme auf E bene der S ozialpartner, subsidiär auf 

Ebene nationaler politischer Regulierung zu lösen. Erst 

bei Versagen dieser Ebenen wolle man auf europäische 

Regelungen zurückgreifen.

b)	 BusinessEurope

In die gleiche R ichtung argumentiert der europäische 

Arbeitgeberverband BusinessEurope45. BusinessEurope 

warnt vor zu starker Regulierung von Schlüsselaspekten 

wie der A rbeitszeit und verweist auf die bessere und 

flexiblere Lösungsmöglichkeit auf der Ebene der Sozial-

partner im Rahmen des Flexicurity-Konzepts.

44 S iehe zum Scheitern dieses Vorhabens S. 5, 6.

45  BusinessEurope Press Release 3 June 2009, Communication and Employment: Flexicuri-

ty and Entrepreneurship are key.
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1.2.	arbeitnehmer

a)	 DGB

Die	Perspektive	der	deutschen	arbeitnehmer	lässt	sich	

beispielhaft	an	der	stellungnahme	des	DGB	zur	sozial-

politischen	agenda	der	eU-Kommission4.6	darstellen.	Der	

DGB	macht	sich	hierin	für	die	einführung	sozialer	Min-

deststandards	auf	europäischer	ebene	 im	hinblick	auf	

arbeitsbedingungen,	arbeits-	 und	Gesundheitsschutz,	

arbeitnehmerrechte	 im	 Betrieb	 und	 soziale	 Dienstlei-

stungen	stark.	explizit	kritisiert	der	DGB	die	Bestrebung	

der	Kommission	zur	Flexibilisierung	der	arbeitszeiten;	er	

wirft	der	europäischen	Kommission	ferner	vor,	sich	bei	

der	 reform	 der	 sozialen	 sicherungssysteme	 allein	 von	

fi	nanzpolitischen	erwägungen	und	dem	ziel	der	haus-

haltskonsolidierung	 leiten	 zu	 lassen.	 Insgesamt	 seien	

mehr	 verbindliche	 regelungen	 auf	 europäischer	 ebe-

ne	im	rahmen	einer	insgesamt	selbständigeren	europä-

ischen	sozialpolitik	wünschenswert.

b)	 european	trade	Union	confederation	(etUc)

auch	von	seiten	der	etUc	als	europaweiter	Organisati-

on	zur	vertretung	von	arbeitnehmerinteressen	kommt	

Kritik	in	Bezug	auf	die	vorgehensweise	im	rahmen	eu-

ropäischer	sozialpolitik4.7.	Man	begrüße	zwar	einige	In-

itiativen,	 insbesondere	 die	 Bestrebungen	 und	 verbes-

serungen	 im	 hinblick	 auf	 europäische	 Betriebsräte.	

ausdrücklich	kritisiert	etUc	allerdings,	dass	viele	Maß-

nahmen	im	rahmen	europäischer	sozialpolitik,	wie	etwa	

bezüglich	grenzüberschreitender	aspekte	des	Gesund-

heitswesens,	 lediglich	 aus	 der	 Perspektive	 der	 Dienst-

leistungsfreiheit	gesehen	und	geregelt	würden.	hierbei	

4.6	 http://www.einblick.dgb.de/hintergrund/2005/13/text01.

4.7	 http://www.etuc.org/a/5185.

müssten	die	solidarischen	aspekte	des	Gesundheitswe-

sens	in	größerem	Umfang	berücksichtigt	werden.		

2.	fraktionen	im	europäischen	parla-
ment

2.1.	sozialdemokratische	fraktion	europas	(spe)

Die	 sozialdemokratische	 Fraktion	 sPe	 wünscht	 im	 zu-

sammenhang	 mit	 der	 europäischen	 sozialpolitik	 eine	

stärkere	 Involvierung	der	Politik	auf	europäischer	ebe-

ne4.8.	Konkret	 fordert	 sie	die	europaweite	 verbindliche	

Geltung	 von	 arbeitnehmerrechten	 und	 verbindlichen	

sozialstandards.

2.2.	vereinte	europäische	linke/nordische	Grüne	

linke	(GUe/nGl)

Die	links	orientierte	GUe/nGl-Fraktion	steht	dem	Kon-

zept	der	lissabon-strategie,	insbesondere	dem	Konzept	

„Flexicurity“,	 skeptisch	gegenüber4.9.	 Insbesondere	ori-

entiere	Flexicurity	sich	in	zu	großem	Maße	in	richtung	

fl	exibler	Beschäftigungsverträge	und	häufi	ger	Jobwech-

sel,	was	dem	arbeitnehmer	ein	unverhältnismäßiges	ri-

siko	des	Findens	und	haltens	von	arbeitsmöglichkeiten	

aufbürde.	 Dies	 laufe	 der	 notwendigkeit,	 die	 Qualität	

der	arbeit	in	all	ihren	aspekten	zu	fördern,	zuwider.	

4.8	 Fraktionssitzung	vom	23.04..09:	Für	ein	europa	des	sozialen	Fortschritts,	http://www.so-

cialistgroup.org/gpes/media3/documents/2862_De_social_progress_de_0904.24..pdf.

4.9	 vgl.	den	entschließungsantrag	zum	Gesetzgebungs-	und	arbeitsprogramm	der	Kommis-

sion	vom	6.12.2006,	www.guengl.eu/upload/docs/P6_B(2006)0637_rev1_De.doc.
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2.3.	Europäische Volkspartei (EVP)

Die EVP-Fraktion positioniert sich in Richtung einer als 

notwendig angesehenen, flexibleren R egelungen für 

den Arbeitsmarkt einerseits unter Beachtung der Rechte 

und Bedürfnisse der Arbeitnehmer andererseits50. Man 

sehe daher insbesondere eine Notwendigkeit für flexib-

lere Arbeitszeitregelungen, aber auch für einen weite-

ren Ausbau von Ausbildungs - und Weiterbildungsmaß-

nahmen für A rbeitnehmer. Wichtigste E bene für die 

Sozialpolitik sei hierbei weiterhin diejenige der S ozial-

partner. 

3. Nationale Perspektiven

3.1.	Das irische Referendum gegen den Vertrag 

von Lissabon

In Irland wurde ein Referendum über die Ratifizierung 

des Vertrages von Lissabon und damit auch der darin 

enthaltenen S ozialagenda abgehalten. Im Juni 2008 

wurde die Ratifizierung bei einer Wahlbeteiligung von 

53,1% mit einer Mehrheit von 53,4% abgelehnt51. 

Während die regierende „Fianna Fail“-Partei sich für ein 

irisches „Ja“ zur Ratifizierung stark machte, kämpfte vor 

allen Dingen die Partei „Sinn Fein“ gegen den Vertrag 

von Lissabon. 

Eines der Hauptargumente der „Sinn Fein“-Kampagne 

war hierbei die weitere Übertragung von Befugnissen 

der N ationalstaaten auf die E U-Ebene52;   man nutzte 

hierbei Unverständnis und Ä ngste in der Bevölkerung 

50  Die Zukunft der sozialen Politik in der EVP-Fraktion, http://workers-group.epp-ed.eu/in-

dex.php?option=com_content&task=view&id=9&Itemid=13.

51  http://www.euractiv.com/de/meinung/irland-zeigt-eu-rote-karte/article-173354.

52  http://news.bbc.co.uk/2/hi/europe/7378421.stm.

im H inblick auf einen V erlust wichtiger Kernkompe-

tenzen des Staates und die schwere Verständlichkeit des 

Vertragstextes aus53.

Daraufhin wurden auf dem EU-Gipfel vom 18./19. Juni 

2009 verschiedene verbindliche Z usagen an Irland im 

Hinblick auf die Beachtung seiner militärischen Neutra-

lität, Steuerhoheit und bestimmte ethische Aspekte der 

irischen Politik gemacht54.

Aber nicht nur das irische Referendum sondern auch die 

Schwierigkeiten des anschließenden Ratifikationsverfah-

rens des Vertrages von Lissabon in vielen Mitgliedstaa-

ten, vor allem auch Deutschland und Tschechien, lassen 

Rückschlüsse im Hinblick auf die hier diskutierte Frage 

der V erlagerung bestimmter A spekte der S ozialpolitik 

auf die E uropäische E bene zu. Insbesondere zeigt die 

offenkundige A nfälligkeit der Bevölkerung gegenüber 

Kampagnen, die Ä ngste vor Kompetenzverlusten der 

Nationalstaaten schürten, dass jegliche V eränderung 

im Bereich der Kompetenzen der Sozialpolitik vorsichtig 

angegangen werden muss, um Rückhalt in der Bevöl-

kerung zu erlangen. Aufgrund des Umstandes, dass die 

Sozialpolitik, jedenfalls in Europa, eines der klassischen 

nationalen Betätigungsfelder ist, muss hier mit beson-

derer Sensibilität und besonderem Misstrauen in der Be-

völkerung gegenüber größeren Veränderungen gerech-

net werden.

Durch den Vertrag von Lissabon zeichnet sich nun eine 

neue A rbeitsteilung in der S ozialpolitik ab. Mit der 

Grundrechtecharta konnten bestimmte S tandards für 

die S ozialpolitik festgeschrieben werden, die auch für 

schutzwürdige Verträge – wie etwa die Arbeitsverträ-

53  http://www.euractiv.com/de/meinung/irland-zeigt-eu-rote-karte/article-173354.

54  http://ec.europa.eu/news/eu_explained/090619_de.htm.
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ge – im EU-Binnenmarkt gelten. Die konkreten Verfah-

ren und Rechtsfolgen werden von den Mitgliedstaaten 

weiter autonom festgelegt55. Die Ziele dagegen werden 

nun stärker von der EU bestimmt. So kann beispielswei-

se in Deutschland nach der Anerkennung des „Rechts 

zu arbeiten“ in Art. 15 Abs. 1 der Grundrechtecharta 

und dem V erbot der A usgrenzung von diesem R echt 

aus den bekannten Unterscheidungsgründen gemäß 

Art. 21 Grundrechtecharta   nicht mehr die Meinung 

aufrechterhalten werden, dass die vergleichbare Arbeit 

bei der Bezahlung oder die vergleichbare Qualifikation 

bei der Einstellung nach Standards in einer Region oder 

ganzen Branche festzulegen und vom Arbeitnehmer zu 

beweisen wäre. Die EU verlangt eine gleiche Berufsfrei-

heit im jeweiligen Unternehmen, d.h. sie verlangt einen 

Freiheitsstandard für die abhängige Arbeit, und sie ver-

langt eine Gleichheit dieser Freiheit im jeweiligen Unter-

nehmen oder im Tarifbezirk, für den ein Tarifvertrag gilt.

3.2.	Position der Bundesregierung

In der V ergangenheit sprach sich die Bundeskanzle-

rin immer wieder gegen eine stärkere Verlagerung von 

Kernkompetenzen auf dem Gebiet der Sozialpolitik, ins-

besondere der S ozialen S icherungssysteme aus – dies 

vor allem aufgrund der starken Diskrepanzen und Un-

terschiede auf diesem Gebiet in den verschiedenen EU-

Mitgliedstaaten56. Haushalts-, S teuer- und S ozialpolitik 

müssten als traditionell nationalstaatliche Aufgabe bei 

55 V gl. etwa in Deutschland den Entschädigungsanspruch gemäß § 15 Abs. 2 AGG bei ei-

ner Diskriminierung bei der Einstellung wegen eines der in § 1 genannten Merkmale 

oder den Anspruch auf Abschluss des Arbeitsvertrags gemäß § 15 Abs. 6 AGG i.V.m. § 

826 BGB, wenn der Arbeitgeber der einzige Nachfrager des Bewerbers ist, der bei dis-

kriminierungsfreier Auswahl eingestellt worden wäre. Dazu Freiberg, Der neue EU-Ver-

trag, Aachen 2010, S. 45.

56  http://www.bundesregierung.de/Content/DE/Rede/2007/03/2007-03-13-bk-auf-so-

zialstaatskongress.html; http://www.bundeskanzlerin.de/nn_683608/Content/DE/

Rede/2009/05/2009-05-27-rede-merkel-humboldt.html.

den Mitgliedstaaten verbleiben. Die Bundeskanzlerin 

betont dabei aber auch die Notwendigkeit und die Vor-

teile der Europäischen Union als Ordnungsrahmen. Erst 

kürzlich äußerte sie sich in einer R egierungserklärung 

zum T hema A rmutsbekämpfung, einem der Kernfak-

toren der E uropa 2020 S trategie: „... A rmutsbekämp-

fung ist eine sozialpolitische Aufgabe. Diese ist – ich er-

innere an den Grundsatz der Subsidiarität – mit gutem 

Grund A ngelegenheit der Mitgliedstaaten. Da sollten 

wir sie auch belassen“57.

Während hier sicherlich keine Nähe zu der generell eu-

ropaskeptischen Kampagne der Europagegner in Irland 

gesehen werden kann, lassen sich doch in den A us-

sagen der Bundeskanzlerin zumindest starke Beden-

ken gegen eine unmittelbare und weitgehende Über-

tragung von nationalstaatlichen Kompetenzen auf dem 

Gebiet der Sozialpolitik feststellen. Der Unterschied zu 

den E uropaskeptikern besteht in der Begründung für 

die Präferenz nationaler Regelungen, die sich im Rah-

men dieser Ausarbeitung bereits im Zusammenhang mit 

den Bereichen Mindestlohn und Arbeitszeitrichtlinie an-

gedeutet hat – nämlich der starken Divergenz der natio-

nalen Ansichten und Regelungsansätze auf dem Gebiet 

der Sozialpolitik und den daraus entstehenden Hinder-

nissen.

57 R egierungserklärung Merkels zum Europäischen Rat am 25. und 26. März 2010; http://

www.bundesregierung.de/nn_670562/Content/DE/AudioVideo/2010/Video/2010-

03-25-Regierungserklaerung-EU-Rat/2010-03-25-regierungserklaerung-eu-rat.html.
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V.	Rechtliches – das Urteil des Bundesverfassungs-

gerichts

Am 30.6.2009 erging das Urteil des Bundesverfassungs-

gerichts zum Zustimmungsgesetz zum Vertrag von Lis-

sabon58. A ntragsteller in dem V erfahren waren unter 

anderem die Fraktion DIE LINKE sowie mehrere Mitglie-

der des Bundestags. Die Begründung der A ntragstel-

ler ruhte unter anderem auf der Ansicht, dass die de-

mokratischen Gestaltungsmöglichkeiten des Deutschen 

Bundestages auf dem Gebiet der Sozialpolitik durch die 

Zuständigkeiten der Europäischen Union nach dem Ver-

trag von Lissabon derart beschränkt würden, dass der 

Deutsche Bundestag die sich aus Art. 23 Abs. 1 Satz 3 

in Verbindung mit Art. 79 Abs. 3 GG ergebenden Min-

destanforderungen des Sozialstaatsprinzips nicht mehr 

erfüllen könnte. 

Das Bundesverfassungsgericht ist dieser Ansicht entge-

gengetreten59. Die Europäische Union bewege sich auf 

dem Gebiet der S ozialpolitik auch nach den Bestim-

mungen des Vertrages von Lissabon im Rahmen der ihr 

durch die Gründungsverträge (EUV und AEUV) übertra-

genen rechtlichen Möglichkeiten60.

Die wichtigste Kernaussage des Urteils für dieses Pa-

pier wird aber bereits in den Leitsätzen (dort unter 3.) 

getroffen. Danach muss die EU als Vereinigung auf der 

Grundlage einer Vertragsunion souveräner Staaten den 

Mitgliedstaaten immer ausreichenden Raum zur politi-

schen Gestaltung der wirtschaftlichen, kulturellen und 

sozialen L ebensverhältnisse belassen, insbesondere in 

58  BVerfG, NJW 2009, S. 2267.

59 E bd., Rn 392ff.

60 E bd., Rn 396-399.

den Bereichen, die die Lebensumstände der Bürger, vor 

allem ihren von den Grundrechten geschützten privaten 

Raum der E igenverantwortung und der persönlichen 

und sozialen S icherheit prägen. Das Gericht stellt im 

weiteren Verlauf des Urteils klar, dass aufgrund des im 

Grundgesetz verankerten S ozialstaatsprinzips (Art. 20 

Abs. 3 GG) die wesentlichen sozialpolitischen Entschei-

dungen in eigener Verantwortung durch die deutschen 

Gesetzgebungsorgane getroffen werden61. Rechtlich zu-

lässig seien dagegen koordinierende wie auch lediglich 

allmählich angleichungsfördernde Maßnahmen seitens 

der E U zur A usformung sozialstaatlicher S trukturen62.	

61 E bd., Rn. 259.

62 E bd., Rn. 259.
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vI.	aBschlIessenDe	DIskUssIon	

Konkret	reduzieren	sich	die	möglichen	ansätze	zur	Fra-

ge	 einer	 weiteren	 europäisierung	 der	 sozialpolitik	 auf	

die	Folgenden.	entweder	verlagert	man	mehr	Kompe-

tenzen	auf	die	ebene	der	Union,	wobei	diese	auch	im	

Wege	der	setzung	verbindlichen	rechts	regulierend	ak-

tiv	werden	könnte;	oder	es	bleibt	jedenfalls	grundsätz-

lich	dabei,	die	sozialpolitik	den	Mitgliedstaaten	und	den	

sozialpartnern	zu	belassen	und	seitens	der	Union	ledig-

lich	gewisse	spielregeln	festzulegen.	

Das	Für	und	Wider	dieser	ansätze	kann	am	ende	dieses	

textes	folgendermaßen	festgehalten	werden:	

Für	eine	stärkere	Kompetenzverlagerung	und	mehr	re-

gulierung	 auf	 europäischer	 ebene	 lässt	 sich	 anführen,	

dass	damit	einzelstaatliche	alleingänge	vermieden	wer-

den	 können	 und	 im	 europäischen	 Gesamtbild	 soziale	

Ungleichheiten	effektiver	bekämpft	werden	können.	

Gegen	eine	solche	verlagerung	und	eine	Intensivierung	

der	regulierung	spricht	jedoch	vor	allem	die	praktische	

Durchführbarkeit.	 Bereits	 das	 Bestehen	 starker	 Unter-

schiede	 im	 Bestand	 und	 verständnis	 von	 wirtschaftli-

chen	und	sozialen	standards	in	den	verschiedenen	Mit-

gliedstaaten	 stellt	 eine	 weitergehende	 europäisierung	

der	 sozialpolitik	 vor	 faktisch	 unlösbare	 aufgaben.	 zu-

dem	zeigt	sich	am	Beispiel	Irlands,	wie	wenig	akzeptanz	

und	wie	viel	angst	in	der	Bevölkerung	vorhanden	sein	

kann,	wenn	es	an	die	verlagerung	zentraler	staatlicher	

Kompetenzen	auf	die	ebene	der	eU	geht.	

Genau	das	ist	jedoch	die	sozialpolitik	–	eine	der	zentra-

len,	wenn	nicht	die	zentralste	staatliche	Kompetenz,	in	

Deutschland	grundgesetzlich	verankert	als	sozialstaats-

prinzip	in	art.	20	abs.	3	GG.	eine	umfängliche	verlage-

rung	dieser	Kompetenz	auf	die	ebene	einer	supranati-

onalen	einrichtung	wie	der	eU	würde	nicht	nur	seitens	

des	 Bürgers	 auf	 Unverständnis	 stoßen,	 sondern	 wäre	

mit	 dem	 Grundgesetz	 nur	 schwer	 vereinbar,	 wie	 die	

ausführungen	 des	 Bundesverfassungsgerichts	 vermu-

ten	lassen.	

ein	neues	verständnis	 von	sozialpolitik	eröffnet	ande-

rerseits	durchaus	chancen	 für	 stärkere	aktivitäten	der	

eU.	Wie	in	diesem	text	gesehen,	erstreckt	sich	die	sozi-

alpolitik	nicht	allein	auf	abgeschlossene	Gesetze	für	das	

arbeitsrecht,	denen	die	arbeitsvertragsparteien	einfach	

nur	gehorchen	müssen.	sie	erstreckt	sich	auch	nicht	al-

lein	 auf	 die	 organisatorische	 regelung	 der	 nationalen	

sozialsysteme	für	alter,	Krankheit	und	arbeitslosigkeit.	

Die	 sozialpolitik	 kann	 für	 eine	neuverteilung	der	auf-

gaben	zwischen	staat	und	Markt	 im	Bereich	des	sozi-

alen	sorgen,	indem	sie	effektive	regelungen	zur	lohn-

gleichbehandlung	im	Unternehmen	oder	im	tarifbezirk	

festschreibt	oder	indem	sie	standards	für	angemessene	

Preise	und	den	zugang	zu	verträgen	im	Bereich	des	ver-

braucherschutzes	vorgibt.	

Die	 sozialpolitik	 kann	 Freiheiten	 der	 vertragspartner	

genauer	 festlegen	 und	 dadurch	 willkürliche	 entschei-

dungen	 der	 arbeitgeber	 oder	 anderer	 mächtiger	 ver-

tragspartner	eindämmen.	

Die	 sozialpolitik	 kann	 mit	 der	 fi	nanziellen	 Förderung	

der	eU	dafür	sorge	tragen,	dass	mittelfristig	geförderte	
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Menschen oder Unternehmen aus eigener Kraft im Bin-

nenmarkt als Unternehmer, Arbeitgeber oder Förderer 

von Verbrauchern aktiv werden und so die Mitgliedstaa-

ten von sozialen Aufgaben entlasten.

Es bleibt somit grundsätzlich bei der Einzelregelung auf 

der E bene der Mitgliedstaaten und S ozialpartner und 

bei der bloßen Festlegung von S pielregeln und R ah-

menbedingungen durch die E uropäische Union. Be-

denkt man die wesentlich flexibleren A usgestaltungs-

möglichkeiten auf nationaler E bene, insbesondere im 

Verhältnis der Sozialpartner, so stellt sich diese Variante 

nicht nur als rechtlich und tatsächlich möglich, sondern 

auch als aufgrund der größeren Sachnähe wünschens-

wert dar. Eingerahmt werden können und sollten die-

se nationalen Regelungen durch einen weiteren Ausbau 

der europaweit geltenden Richtlinien und Maßnahmen 

der EU, um eine Annäherung sozialer Mindeststandards 

herbeizuführen und soziale Ungerechtigkeiten zu be-

grenzen. Denn obwohl den Erfolgen der Europäischen 

Sozialpolitik oftmals langwierige und schwerfällige Dis-

kussionen vorangehen, so zeigen diese doch, dass die 

Bemühungen der europäischen Institutionen und der 

Mitgliedstaaten am Ende Früchte tragen und eine ste-

tige und nachhaltige Überprüfung und Optimierung der 

vorhandenen „weichen“ Methoden lohnenswert und 

sinnvoll ist.

Durch den somit geschaffenen Kompromiss würde nicht 

nur ein Ausgleich der widerstreitenden Standpunkte in 

Bezug auf soziale Mindeststandards und wirtschaftli-

chen Fortschritt ermöglicht, sondern vielmehr auch ein 

Stück nationaler politischer Identität gewahrt.
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